
Kinderrechte in der 
Pandemie
Raus aus der Krise, rein ins Grundgesetz

Die Pandemie lässt uns seit zwei Jahren schonungslos auf die Mangellagen Deutschlands blicken. Die 
Maßnahmen zum Infektionsschutz potenzieren Kinderarmut, soziale Ungleichheit und problematische 
Kinderschutzverläufe. Die Berücksichtigung der Belange und Perspektiven von Kindern und Jugendlichen 
bleibt hier weit hinter den Vorgaben der UN-Kinderrechtskonvention zurück.

Trotz des bevorstehenden 30-jährigen Jubiläums 
der UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK) in 
Deutschland sind die Rechte der Kinder im an-

haltenden Pandemiegeschehen weitgehend unbeachtet 
geblieben. Der von der UN-KRK geforderte Paradig-
menwechsel, Kinder1 als Rechtssubjekte anzuerkennen, 
scheint auch nach 30 Jahren nur schwer Eingang in die 
politische Praxis und in das gesellschaftliche Bewusst-
sein gefunden zu haben. Am Beispiel der Pandemiebe-
kämpfung möchte dieser Beitrag die Notwendigkeit der 
Beachtung und Beteiligung von Kindern im Sinne der 
Vorgaben der UN-KRK und die Forderung nach einer 
Verankerung der Kinderrechte im Grundgesetz mitei-
nander in Bezug setzen.
Im Folgenden wird die Ausgangslage mit Fokus auf 

die Sichtbarkeit und Rechtssubjektstellung von Kin-
dern und Jugendlichen in der Pandemie dargestellt. Im 
Anschluss daran werden die Anwendbarkeit, Vorgaben 
und Reichweite der UN-KRK als völkerrechtlicher Ver-

trag für Deutschland als Vertragsstaat skizziert. Dabei 
werden die Umsetzungsdefizite des Prinzips des Kindes-
wohlvorranges nach Art. 3 Abs. 1 UN-KRK und das 
damit eng verknüpfte Beteiligungsrecht gemäß Art. 12 
Abs. 1 UN-KRK im Kontext der Pandemie aufgezeigt. 
Abschließend werden einige Kernargumente der Forde-
rung Kinderrechte ins Grundgesetz abgebildet und un-
ter Bezugnahme auf den emanzipatorischen Charakter 
der Kinderrechte diskutiert.

Kinder und Jugendliche in der Krise
Dass die Corona-Pandemie und die Maßnahmen zu 

deren Eindämmung nicht auf alle Alters- und Sozial-
gruppen gleich wirk(t)en, scheint inzwischen eine Bin-
senweisheit. Für Kinder und vor allem für armutsbetrof-
fene Minderjährige bedeuteten die Corona-Maßnahmen 
und insbesondere der so genannte Lockdown enorme 
Einschränkungen ihrer zivilen, sozialen und kulturel-
len Rechte auf Schutz, Förderung und Beteiligung  – 
besonders in den Bereichen Kindeswohl, Gesundheit 
und Bildung (Klundt 2021). Die viel benutzte Brenn-
glas-Metapher, welche verbildlicht, wie die Maßnah-
men zur Bekämpfung der Pandemie bereits vorhan-
dene Ungleichheiten potenziert, kann nahezu für alle 
gesellschaftlichen und sozialen Kontexte beispielhaft 
angeführt werden. Die Krise legt bestehende Versor-
gungslücken und Mängel im Sozial‑, Sicherungs- und 
Bildungssystem schonungslos offen und verschärft sie. 
So gerieten armutsbetroffene Familien beispielsweise 
durch die fehlende Mittagsverpflegung in Schulen und 
Kitas sowie krisenbedingte Mehrkosten besonders in 
Bedrängnis.
Auch wurde die Mangellage in der Kinder- und Jugend-

hilfe in der Pandemie deutlicher denn je (DKHW 2020). 
Der Umstand, dass Kinderschutz noch immer keine Chef_
innen-Sache ist, hat in der Krise besondere Auswirkun-
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gen auf armutsbetroffene Kinder, welche aufgrund der 
Maßnahmen zur Corona-Eindämmung spezifische Aus-
maße erreicht haben. Die Folgen der seit Jahren von Pra-
xis und Forschung monierten Anbindung der finanziellen 
und personellen Ausstattung der Jugendämter an unters-
ter anstatt föderaler oberster Ebene, wurden während der 
Maßnahmen zur Bekämpfung von COVID-19 in all ihrer 
Härte sichtbar (Beckmann und Berneiser 2021). Ebenso 
verschärfte sich die Situation von vielen geflüchteten Kin-
dern und ihren Familien durch die Pandemiemaßnahmen. 
Dass das Konzept der zentralen Unterbringung geflüch-
teter Familien und Kinder in Anker- und funktionsglei-
chen Einrichtungen eine Vielzahl von Risiken für Kinder 
birgt, zeigt sich in der Pandemie deutlich. Diese Orte der 
Ausgrenzung, Stigmatisierung und Isolation entwickelten 
sich jüngst aufgrund der meist räumlichen Abgeschieden-
heit und einer gewissen Geschlossenheit zu sogenannten 
Corona-Hotspots, die gesundheitliche und psychosoziale 
Belastungen bei Kindern und ihren Familien verursachen 
(Pro Asyl 2021). Während der Pandemie sind junge Men-
schen aufgrund zunehmend psychischer Belastungen ei-
ner Dauer-Stress-Situation ausgesetzt. Mittlerweile macht 
eine Vielzahl von Untersuchungen deutlich, dass junge 
Menschen von den Einschränkungen massiv belastet sind.
Die Mahnung der Kinderkommission des Deutschen 

Bundestages aus dem Jahr 2020, dass jede politische Ent-
scheidung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie mit 
dem Blick auf Kinder und Jugendliche eine besondere In-
teressenabwägung erfahren muss, scheint bisher ins Lee-
re zu laufen (Pressemitteilung der Kommission zur Wahr-
nehmung der Belange der Kinder 2020). Die öffentlichen 
Debatten wurden sehr stark aus der Perspektive von Er-
wachsenen geführt. Dabei fehlt eine zentrale Perspekti-
ve – die der Kinder (Deutscher Bundestag 2020). Auch 
in der gegenwärtigen sogenannten dritten Phase des Pan-
demiegeschehens befinden sich Familien und v. a. Kinder 
in einer Art Chaos-Situation (Baumann 2022). So fehlt es 
beispielsweise weiterhin an Infrastrukturen zum Infekti-
onsschutz in Schulen und Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe. Die Dimensionen der psychischen Belastun-
gen und Folgeerscheinungen für Kinder und Jugendliche 
sind noch nicht abzusehen.

Mangelnde Sichtbarkeit von Kindern als eigene 
Rechtssubjekte
Bereits nach einem Jahr Covid-19-Pandemie zeichnete 

sich ab, dass Kinder und Jugendliche als Träger_innen 
eigener Rechte in den öffentlichen Beobachtungssche-
mata von Politik und Medien weitestgehend ausgeblen-
det werden. Während der Ausgangsbeschränkungen im 
Frühjahr 2020 wurde zwar durchaus die Sorge um stei-
gende Gewaltraten in Familien diskutiert, Hauptthemen 

der öffentlichen Debatten bildeten jedoch die Rolle von 
Kindern und Jugendlichen bzw. Schulen am Infektions-
geschehen, die bildungsökonomischen Konsequenzen der 
Schließungen von Bildungs- und Betreuungseinrichtungen 
und die Vereinbarkeit von elterlicher Arbeitswelt und Fa-
milien, bzw. Lohnarbeit und Care-Aufgaben. Kinder und 
Jugendliche erscheinen dabei eher als Organisationspro-
blem erwachsener Lebenswelten, selbst wenn sich seit An-
fang 2021 vermehrt Medienberichte zu den psychischen 
und medizinischen Langzeitfolgen der Ausgangsbeschrän-
kungen für Kinder und Jugendliche finden lassen (Albert 
und Marke 2021).
Auch das aktuelle Fazit zum forschungspraktischen Mit-

spracherecht von Kindern und Jugendlichen macht deut-
lich, dass Kinder als Akteure weitestgehend ausgeblen-
det werden (Albert und Marke 2021). Die Beteiligung 
von Kindern an der Forschung und am Forschungsde-
sign selbst fällt gering aus (vgl. u.a. Bertelsmann 2020). 
Der Großteil der Informationen zu der Lebenswelt von 
Kindern wurde bislang häufig von Eltern aus der Mittel-
schicht erlangt, welche als Gatekeeper zum Zugang zum 
Wissen über Kinder und Jugendliche anzusehen sind (Al-
bert und Marke 2021). Entsprechend dieser Erwachse-
nen-Zentriertheit liegen die Schwerpunktthemen im Kon-
text der Diskussion um die Bedürfnisse von Kindern und 
Jugendlichen und der vorherrschenden Kinderpolitik, bei-
spielsweise beim Schulerfolg und Medienkonsum (eben-
da). Aus einer den Kinderrechten verpflichteten Positi-
on ergeben sich Wissenslücken hinsichtlich der Themen 
Schutz vor Gewalt (Art. 19 UN-KRK), Vorrang des Kin-
deswohls (Art. 3 Abs. 1 UN-KRK), Recht auf Bildung, 
Art. (28 UN-KRK) Recht auf Gesundheit (Art. 24 UN-
KRK) und Recht auf Beteiligung (Art. 12 UN-KRK) (Al-
bert und Marke 2021).
Dabei wird gerade in der Krise deutlich, wie dringend ge-

boten es ist, sich gesamtgesellschaftlich dieser Errungen-
schaft und Anforderung der UN-KRK zugunsten Kindern 
und Jugendlichen gewahr zu werden. Das Kind wird mit-
hin als eigenständiges Rechtssubjekt anerkannt, dem sei-
ne Rechte auch in Krisenzeiten unveräußerlich zustehen, 
ebenso wie Erwachsenen. Ähnlich wie die Behinderten-
rechtskonvention (UN-BRK) und Frauenrechtskonventi-
on (UN-FRK) ist die UN-KRK aufgrund ihrer Genese als 
internationale Antidiskriminierungsmaßnahme der men-
schenrechtlichen Emanzipation zu verstehen (Schmahl 
2017). Schutz und Rechte werden dem Kind um seiner 
selbst willen garantiert, es wird nicht mehr nur als Teil 
der Familie oder einer sozialen Gruppe wahrgenommen 
(Schmahl 2017). Da Kinder und Jugendliche allerdings 
bei der Durchsetzung ihrer Rechte auf Erwachsene an-
gewiesen sind, gibt die Konvention den Vertragsstaaten 
klare Vorgaben, um die Rechte des Kindes auch zur An-
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wendung zu bringen. Dabei formuliert die Konvention ein 
klares Pflichtenprogramm, welches, gemeinsam mit den 
einzelnen im Vertragstext verbürgten Rechten, 30 Jahre 
nach Ratifikation auch zumindest aus rechtsdogmatischer 
Sicht unbestritten unmittelbare Anwendung in Deutsch-
land findet. Dazu wird im Folgenden die unmittelbare An-
wendungs- und Umsetzungspflicht in Bezug auf den Kin-
deswohlvorrang (Art. 3 Abs. 1 UN-KRK) und das damit 
eng verknüpfte Recht auf Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen (Art. 12 Abs. 1 UN-KRK) in Deutschland 
skizziert.

Kindeswohl: Nur durch Beteiligung umfassend 
festzustellen
Völkerrechtliche Verträge wie die UN-KRK haben in 

Deutschland über das deutsche Grundgesetz (Art.  59 
Abs. 2, S. 1 GG) den Rang eines einfachen Bundesgeset-
zes. Dementsprechend genießt die UN-KRK Geltungsvor-
rang vor dem Landesrecht (Art. 31 GG). Darüber hinaus 
müssen die Bestimmungen des Vertrages mit deutschen 
Bundesgesetzen methodisch vertretbar ausgelegt werden 
(Schmahl 2017). Der Regelungsgehalt und die Reichwei-
te der völkerrechtlichen Umsetzungspflicht für den Ver-
tragsstaat Deutschland bemisst sich nach Art. 4 UN-KRK. 
Demnach müssen die Vertragsstaaten alle geeigneten Ge-
setzgebungs‑, Verwaltungs- und sonstige Maßnahmen 
treffen.
Wie der Kinderrechtsausschusses (KRA) in seinen allge-

meinen Bemerkungen, die regelmäßig als Leitlinien und 
Auslegungshilfe zur Umsetzung der Kinderrechte heran-
zuziehen sind, feststellt, erfordert Art. 4 UN-KRK nati-
onale Strategien und Aktionspläne unter differenzierter 
Betrachtung von Kindern in Bezug auf Status, Alter und 
Geschlecht zur praxisnahen Durchsetzung der Konven-
tionsrechte. Die föderalen Kompetenzverteilungen und 
Strukturen stellen Deutschland dabei nicht von den kon-
ventionsrechtlichen Verpflichtungen frei (Art. 27 Wiener 
Vertragsrechtskonvention), sondern müssen entsprechend 
koordiniert werden. Deutschland ist als Vertragsstaat zur 
Durchsetzung der Kinderrechte nicht auf den Erlass le-
gislativer oder administrativer Maßnahmen beschränkt. 
Es sind alle erdenklichen Maßnahmen zu ergreifen, und 
zwar justizielle, wirtschaftliche oder soziale Maßnahmen 
(Allgemeinen Bemerkungen Kinderrechteausschuss , UN, 
Committee on the Rights of the Child 2016).

Das Prinzip des Kindeswohlvorranges: 
zwischen Anspruch und Wirklichkeit
Eine besondere Stellung kommt dem Kindeswohlprinzip 

nach Art. 3 Abs. 1 UN-KRK zu. Demnach ist das Kin-
deswohl bei allen Maßnahmen, die das Kind betreffen 
– gleich, ob sie von öffentlichen oder privaten Einrichtun-

gen der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehör-
den oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden – ein 
Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist. Bei 
der Berücksichtigung des Kindeswohls nach Art. 3 Abs. 1 
KRK geht es darum, dass sich die Entscheidungsträger_in-
nen über die Auswirkungen der jeweiligen Entscheidung 
auf ein individuelles Kind, eine Gruppe von Kindern oder 
Kinder im Allgemeinen bewusst werden. Das Kindeswohl 
soll damit nicht eine Entscheidung vorgeben, sondern 
als eine wesentliche Leitlinie fungieren (Lorz und Sauer 
2011). Bei der Definition des Kindeswohls bzw. der Fest-
legung des Wohles des Kindes ist die Perspektive und die 
Ansicht des betroffenen Kindes oder der Gruppe der Kin-
der dem Entwicklungsstand angemessen zu berücksichti-
gen. Das Beteiligungsrecht gibt die Methode zur Festle-
gung des Kindeswohls vor (Schmahl 2017). Vor diesem 
Hintergrund ist gegenwärtig nicht festzustellen, dass der 
Kindeswohlvorrang sich als Grundprinzip durch die po-
litischen Entscheidungen von Bund und Ländern gezo-
gen hätte. Auch wurden Kinder und Jugendliche nicht 
an Entscheidungsprozessen beteiligt (Deutscher Bundes-
tag, 2020). Der Schutz und die besondere Perspektive von 
Kindern wurden bislang nicht in die Pandemiepläne des 
Bundes und der Länder aufgenommen. Entsprechend we-
nig Gehör erfuhren Kinder- und Jugendorganisationen bei 
den staatlichen Grundsatzentscheidungen zur Bekämp-
fung der Covid-19-Pandemie (Feige und Gerbig 2020, 
S. 5). Letztlich ist angesichts bestehender Möglichkeiten, 
welche die UN-KRK zugunsten der Einbeziehung der Kin-
deswohlprüfung unter Beteiligung von Kindern und Ju-
gendlichen bietet, zu fragen, wie es gelingen kann, den 
Rechten der Kinder und Jugendlichen in Deutschland zur 
Um- und Durchsetzung zu verhelfen und dies besonders 
in Krisensituationen. Dabei ist die Forderung nach der 
Verankerung der Kinderrechte im Grundgesetz besonders 
unter Beachtung des emanzipatorischen Erfordernisses, 
Kinder nicht nur als Teil der Familie, sondern als eigen-
ständiges Rechtssubjekt zu betrachten, in den Blick zu 
nehmen.

Kinderrechte ins Grundgesetz – gerade jetzt!
Das Vorhaben, die Kinderrechte ins Grundgesetz auf-

zunehmen, wurde von einem breiten zivilgesellschaft-
lichen Bündnis, zuletzt in einer gemeinsamen Initiative 
von über 100 Organisationen eingefordert. Aufgrund ei-
ner Vielzahl von Divergenzen scheiterte das Vorhaben 
(Deutsches Kinderhilfswerk 2022). Inzwischen hat sich 
die neue Bundesregierung die Verankerung der Kinder-
rechte im Grundgesetz vorgenommen. Es bleibt abzu-
warten, ob nunmehr eine Formulierung gefunden wer-
den kann, welche den Vorgaben der UN-KRK entspricht. 
In der Pandemie zeigt sich nun an den Entscheidungen 
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von Bund, Ländern und Kommunen in aller Deutlichkeit, 
dass die besondere Bedeutung des Kindeswohlprinzips 
(Art. 3 Abs. 1 UN-KRK) und ihre unmittelbare Anwend-
barkeit ohne eine explizite Grundrechtsposition in der 
deutschen Verfassung vielfach verkannt wird. Nur durch 
starke Kinderrechte im Grundgesetz kann das Wohl des 
Kindes bei staatlichen Entscheidungen ein größeres Ge-
wicht bekommen. Besonders in Deutschland scheint der 
historisch gewachsene und viel diskutierte nationale Kin-
deswohlbegriff dazu zu führen, dass die Rechtsstellung 
des Kindes sehr eng mit dem Kinderschutzgedanken ver-
knüpft ist und wenig Raum für die Betrachtung des Kin-
des als eigenes Rechtssubjekt mit eigenen Interessen lässt, 
anders z. B. im angelsächsischen Bereich, wo die Bezeich-
nung „best interest of the child“ zuvörderst auf das Inte-
resse von Kindern abstellt (Nadjafi-Bösch 2022).
Durch die Verankerung der Kinderrechte, insbeson-

dere des Kindeswohlprinzips nach Art. 3 Abs. 1 UN-
KRK, könnte der eingeforderte Perspektivwechsel und 
der emanzipatorische Charakter der UN-Kinderrechte 
befeuert werden. Mit Verweis auf die Soziologin Alanen 
soll hier auf die Parallelitäten bezüglich der sozialen Si-
tuation von Frauen und Kindern hingewiesen werden. 
Die Beziehung von Kindern und Erwachsenen ist im Sin-
ne einer Analogie zu der Beziehung zwischen Mann und 
Frau, aus einer patriarchalen Sichtweise, gleichzusetzen 
(Alanen 1994). Durch die Erwachsenenzentriertheit 
können die Interessen von Kindern und Jugendlichen 
schnell hinter den Interessen dieser zurücktreten und 
letztlich unsichtbar werden. Eine Aufnahme der Kin-
derrechte ins Grundgesetz hätte zur Folge, dass, analog 
zum Gleichstellungsauftrag des Art. 3 GG, dem Kindes-
wohl auf Bundes- und Landesebene durch institutionel-
le und strukturelle Verankerungen zur Beachtung und 
Umsetzung verholfen werden könnte.

Lehrreiches aus der Krise
30  Jahre nach der Ratifikation der Kinderrechte in 

Deutschland ist der gesamtgesellschaftliche, politische 
und mediale Umgang mit den Kindern und Jugendli-
chen in der Pandemie zum Anlass zu nehmen, die Not-
wendigkeit der Verankerung der Kinderrechte, entspre-
chend ihren Vorgaben, ins Grundgesetz anzuerkennen. 
Die letzten zwei Jahre haben in aller Deutlichkeit ge-
zeigt, dass die Umsetzung der Kinderrechte auf Seiten 
von Verwaltung, Gesetzgeber und Rechtsprechung auf 
allen Ebenen Defizite aufweist und die Belange und Per-
spektiven von Kindern aus dem Blick geraten.�   s

∑
Eingegangen. 25. Januar 2022

Angenommen. 3. Februar 2022

1.	 Im Sinne der UN-KRK ist ein Kind jeder Mensch, der das acht-
zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, soweit die Volljährig-
keit nach dem auf das Kind anzuwendenden Recht nicht früher 
eintritt, vgl. Art. 1 UN.-KRK.
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